
  
 
 
 
 

 
 

Pflegereport: Massiver Anstieg bei Zahl der 
Pflegebedürftigen  
 

Die soziale Pflegeversicherung steht vor großen 
Herausforderungen. Das zeigt eine Analyse im aktuellen 
BARMER Pflegereport. Denn die Zahl der 
Pflegebedürftigen in Mecklenburg-Vorpommern hat sich in 

den letzten Jahren mehr als verdoppelt: Während im Jahr 
2011 noch 67.000 Menschen pflegebedürftig waren, sind es 
mittlerweile bereits rund 140.000. Das ist jede 
beziehungsweise jeder Elfte.  

 
Ursache des massiven Anstiegs ist laut Pflegereport 
weniger die demographische Entwicklung als vielmehr die 
Pflegereform aus dem Jahr 2017. So erhalten seit dieser 

Zeit Menschen mit geistigen Einschränkungen wie zum 
Beispiel Demenz oder bei psychischen Erkrankungen den 
gleichen Zugang zu Pflegeleistungen wie Menschen mit 
körperlichen Beeinträchtigungen. Auch durch die damalige 

Einführung der Pflegegrade vergrößerte sich der Kreis der 
Anspruchsberechtigten erheblich.  
 
Die Folgen für die Pflegeversicherung sind bis heute 

spürbar und bringen das Pflegesystem finanziell sowie 
personell an seine Grenzen. Hinzu kommt, dass sich auch 
die durchschnittliche Pflegedauer verlängert hat. „Um einen 
Kollaps zu verhindern, braucht es Lösungen, um das 

System Pflege zu reformieren und finanziell zu 
stabilisieren“, fordert Henning Kutzbach, 
Landesgeschäftsführer der BARMER in Mecklenburg-
Vorpommern. Beitragszahlerinnen und Beitragszahler 

dürften nicht noch stärker belastet werden.  
 
Neue Definition von Pflegebedürftigkeit führt zu 
deutlichem Zuwachs 

 
Laut BARMER Pflegereport gab es infolge der 
Leistungsausweitung den größten Anstieg bei 
Pflegebedürftigen mit Pflegegrad eins: Von 2017 bis 2023 

hat sich ihre Zahl in Mecklenburg-Vorpommern von rund 
1.200 auf über 22.000 fast verzwanzigfacht. „Die 
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Einführung einer neuen Definition von Pflegebedürftigkeit 
war richtig, da so eine gerechtere Feststellung des 

Pflegegrades ermöglicht wurde“, sagt Henning Kutzbach.  
 
Für diese positive Entwicklung brauche es aber Lösungen, 
um den Zuwachs an Pflegebedürftigen auch angemessen 

versorgen zu können, so Kutzbach. Er fordere deshalb die 
finanzielle Entlastung der Sozialen Pflegeversicherung 
(SPV), etwa durch Rückzahlung der Coronahilfen, der 
Finanzierung der Pflegeausbildung aus Steuermitteln und 

die Übernahme von Sozialbeiträgen für Pflegende 
Angehörige. Um das System zu entlasten sei auch 
Prävention ein wichtiger Hebel. „Den Grundstein für ein 
gesundes Leben im Alter lege ich durch einen gesunden 

Lebensstil in jüngeren Jahren“, so Kutzbach. So könne 
Pflegebedürftigkeit verzögert oder sogar bestenfalls 
vermieden werden. Hierfür sei es wichtig, die 
Gesundheitskompetenz der Bevölkerung zu stärken. 

 
Gesundheitsförderung und Prävention als 
Landesschwerpunkt 
 

Sozialministerin Stefanie Drese betonte, dass das Land 
genau hier ansetzt und aktiv ist, z.B. mit der neuen 
Landesstrategie für Gesundheitsförderung und Prävention, 
die die vier Säulen Bewegungsförderung, psychische 

Gesundheit, Suchtprävention und Stärkung der 
Gesundheitskompetenzen beinhaltet. Für Maßnahmen und 
Projekte stünden landesseitig vier Millionen Euro zur 
Verfügung. 

 
„Ein weiterer enorm wichtiger Punkt ist unser Pakt für 
Pflege in MV. Pflege wird dabei als gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe verstanden, der sich alle Mitglieder des 

Landespflegausschusses gemeinsam als 
Verantwortungsgemeinschaft verpflichtet fühlen. Es geht 
dabei etwa um die Unterstützung der Pflege in der 
Häuslichkeit, die Personalsicherung, die wirtschaftliche 

Handlungsfähigkeit von Pflegeeinrichtungen, die 
Weiterentwicklung der Pflege- und Strukturplanung, 
Beratung und Case Management sowie um die 
Herausforderung Demenz“, betonte Drese. 

 
Als konkretes Beispiel benannte die Ministerin das Landes-
Investitionsprogramm für die Kurzzeitpflege. „Um die 
pflegenden Angehörigen mehr zu entlasten, stellen wir 4,4 

Millionen Euro zur Verfügung mit denen wir Neubau-, 
Erweiterungs- und Umbaumaßnahmen für 
Kurzzeitpflegeplätze in bestehenden Einrichtungen als auch 
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in Pflegeheimen mit eingestreuten Kurzzeitpflegeplätzen 
fördern“, so Drese. 

 
In Richtung Bund forderte Drese eine Pflegereform, die 
besonders die ambulante Versorgung in den Blick nehmen 
müsse sowie eine Neujustierung der Sozialen 

Pflegeversicherung, die „mittlerweile selbst zum Pflegefall 
geworden ist“.  
 
Drese: „Um die rasant steigenden Eigenanteile für 

Pflegeheimbewohner nachhaltig zu begrenzen, brauchen 
wir Strukturreformen und Bürokratieabbau sowie die 
Entlastung der Pflegeversicherung von 
versicherungsfremden Leistungen. Und ich spreche mich 

auch ganz klar für eine Verbreiterung der Einnahmen der 
Pflegeversicherung aus, z.B. könnten Personengruppen, 
wie die Beamten in die Soziale Pflegeversicherung 
einbezogen werden. Vorschläge liegen auf den Tisch – jetzt 

muss gehandelt werden bevor es zu spät ist.“ 


